Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Gesetzesinitiative der Bundesregierung zur Reform des 
Staatsangehörigkeitsrechtes 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1 . Bereits in der 12. Wahlperiode hatte der Bundeskanzler vor dem 
Deutschen Bundestag einen Gesetzesvorschlag für eine Re- 
form des Staatsangehörigkeitrechtes angekündigt (Regie- 
rungserklärung vom 16. Juni 1993 nach dem Mordanschlag 
von Solingen). 

2. Die Koalitionsvereinbarung zwischen den Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.R für die 13. Wahlperiode enthält u. a. die 
Aussage: „Die Bundesregierung wird eine umfassende Reform 
des Staatsangehörigkeitsrechtes vornehmen.'' 

3. Weder in der 12. Wahlperiode noch bislang in der 13. Wahlpe- 
riode hat die Bundesregierung eine Gesetzesvorlage zur Re- 
form des Staatsangehörigkeitsrechtes eingebracht. 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, dem 
Bundesrat einen Gesetzentwurf zur Reform des Staatsangehörig- 
keitsrechtes bis spätestens zum 27. Juni 1997 zuzuleiten. 

Bonn, den 23. April 1997 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 

Die Reform des Staatsangehörigkeitrechtes wird, ungeachtet der 
unterschiedlichen Zielvorstellungen, von allen im Deutschen Bun- 
destag vertretenen Parteien für notwendig gehalten. Nach jahre- 
langer Diskussion um das Staatsangehörigkeitsrecht ist davon aus- 
zugehen, daß auch innerhalb der Bundesregierung weitgehend 
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gefestigte Vorstellungen über Einzelinhalte eines Gesetzes zur Re* 
form des Staatsangehörigkeitsrechtes bestehen. 

Es gehört zur Verantwortung der Bundesregierung, daß sie ihre 
Überlegungen binnen eines angemessenen Zeitraumes abschließt 
und das Ergebnis den gesetzgebenden Körperschaften in Form ei- 
nes Gesetzentwurfs zugänglich macht. Nach den Erfahrungen aus 
der vergangenen und aus dieser Wahlperiode ist allerdings zu be- 
fürchten, daß die Bundesregierung auch in der 13. Wahlperiode 
keinen Gesetzesvorschlag unterbreitet. 

Deshalb wird die Bundesregierung jetzt unter Fristsetzung zu ei- 
ner entsprechenden Gesetzesinitiative auf gef ordert. Die Zuleitung 
der Vorlage der Bundesregierung an den Bundesrat ist spätestens 
bis zum 27. Juni 1997 erforderlich, damit der Deutsche Bundestag 
zumindest unmittelbar nach der parlamentarischen Sommerpau- 
se in die Gesetzesberatungen eintreten und sie dann bis Jahres- 
ende abschließen kann. Dabei ist berücksichtigt, daß die parla- 
mentarischen Beratungen mit der der Materie angemessenen 
besonderen Gründlichkeit und Sorgfalt - und deshalb innerhalb 
eines auskömmlichen Zeitraumes - vorgenommen werden. 
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